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Die Südtiroler Kammer der Krankenpfleger diskriminiert offenbar 
schon seit Jahren deutschsprachige Bewerber. Trotz des 
Pflegenotstandes bleiben Krankenpfleger mit Deutschkenntnissen 
so vom Südtiroler Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Der 
Landeshauptmann und die Landesräte für Gesundheit haben das bis 
heute totgeschwiegen! 
 
Nach dem eklatanten Fall der Verletzung des Autonomiestatuts durch 
das Gesundheitsministerium im Fall eines österreichischen Arztes stellt 
sich nun heraus, dass es bei der Kammer der Krankenpfleger noch viel 
skandalösere Zustände gibt. 
 
Offenbar müssen sich dort alle ausländischen Krankenpfleger vor zwei 
Mitgliedern des Kammervorstandes und einem Italienischlehrer einer 
Sprachprüfung unterziehen, die nur auf die Feststellung von italienischen 
Sprachkenntnissen abzielt. 
 

 
Die Kammer beruft sich hierbei auf staatliche Bestimmungen, ohne das 
Autonomiestatut einzuhalten, das die Gleichwertigkeit der deutschen 
und italienischen Sprache vorschreibt. 
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Art. 50 Abs. 4 D.P.R. 394/1999 (Disposizioni particolari per gli esercenti le 
professioni sanitarie): 
 
„L'iscrizione negli albi professionali e quella negli elenchi speciali di cui al 
comma 1 sono disposte previo accertamento della conoscenza della 
lingua Italiana e delle speciali disposizioni che regolano l'esercizio 
professionale in Italia, con modalità stabilite dal Ministero della sanità. 
All'accertamento provvedono, prima dell'iscrizione, gli ordini e collegi 
professionali e il Ministero della sanità, con oneri a carico degli interessati.“ 
 
Erwähnt sei, dass dies eine Durchführungsbestimmung zum Testo unico 
sull'immigrazione (gesetzesvertretendes Dekret 286/1998), der gemäß Art. 
1 Abs. 2 gar nicht für EU-Bürger gilt („Il presente testo unico non si applica 
ai cittadini degli Stati membri dell'Unione europea“). 
 
Trotzdem wendet die Kammer der Krankenpfleger diese Bestimmung 
und das dazu ergangene Rundschreiben des Gesundheitsminister vom 
12.4.2000 rechtswidrig auch auf EU-Bürger an, wie man sogar auf der 
Webseiten lesen kann: „Per poter essere iscritti, gli Infermieri stranieri 
devono inoltre superare l’esame per la conoscenza della lingua italiana 
previsto dal DPR 31.08.1999 e dalla Circolare del Ministero della Salute del 
12.04.2000.“ 
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Diese Bestimmung ist übrigens ein einfaches Staatsgesetz, während Art. 
99 des Südtiroler Autonomiestatuts (im Rang eines Verfassungsgesetzes) 
vorschreibt: 
 
„Die deutsche Sprache ist in der Region der italienischen 
Sprache, die die amtliche Staatssprache ist, gleichgestellt.“ 
 
Die Richtlinie 2005/36/EG vom 7.9.2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen bestimmt in Artikel 53 hinsichtlich der 
Sprachkenntnisse: 
 
„Personen, deren Berufsqualifikation anerkannt wird, müssen über die 
Sprachkenntnisse verfügen, die für die Ausübung ihrer Berufstätigkeit im 
Aufnahmemitgliedstaat erforderlich sind.“ 
 
In der Autonomen Provinz Bozen des Aufnahmemitgliedstaats Italien 
können dies im Sinne von Art. 99 Autonomiestatut deutsche oder 
italienische Sprachkenntnisse sein. 
 
Daran ändert sich auch nichts daran, dass Italien nach der Umsetzung 
dieser Richtlinie im Jahr 2016 zu dieser Regel in Art. 7 den Abs. 1-bis 
hinzugefügt hat, der so lautet: 
 
„Nel caso in cui la professione ha ripercussioni sulla sicurezza dei pazienti, 
le Autorità competenti di cui all'articolo 5 devono verificare la conoscenza 
della lingua italiana. I controlli devono essere effettuati anche 
relativamente ad altre professioni, nei casi in cui sussista un serio e 
concreto dubbio in merito alla sussistenza di una conoscenza sufficiente 
della lingua italiana con riguardo all'attività che il professionista intende 
svolgere.“ 
 
Mal abgesehen davon, dass ca. 70 % der Südtiroler Patienten nicht 
Italienisch, sondern Deutsch sprechen, ist auch das eine 
einfachgesetzliche staatliche Regel, die im Lichte von Art. 99 
Autonomiestatut gelesen werden muss. 
 
Denn wenn die deutsche Sprache in Südtirol der italienische 
gleichgestellt ist („parificata“), dann bedeutet dies, dass ein ausländischer 
Krankenpfleger seine Sprachkenntnisse auch durch Deutschkenntnisse 
nachweisen kann. 
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Für Krankenpfleger aus Österreich, Deutschland oder Osteuropa sind 
Italienischkenntnisse oft eine unzumutbare Hürde, da sie Italienisch 
häufig erst erlernen, wenn sie in Südtirol sind. 
 
Südtirol sucht händeringend nach Gesundheitspersonal und die Kammer 
verhindert mit dieser rechtswidrigen Italienischprüfung, dass 
deutschsprachiges Personal ins Land kommt. 
 
Der Kammer ist offenbar sogar bewusst, dass sie Recht bricht, wie man 
aus einem Chat auf der Webseite www.krankenschwester.de zum Thema 
„Arbeiten in Italien“ finden kann. Hier schreibt eine Betroffene über ihre 
Diskriminierung: 
 
„Diese Prüfung hat nichts mit dem Zweisprachigkeitsnachweis zu tun, 
der in öffentlichen Einrichtungen gefordert wird, zu tun.  
Der Witz an der Sache: Der Sprachtest ist nicht EU-Konform, sondern 
wurde in Südtirol aufgrund der vielen Pflegekräften aus Osteuropa und 
den damit verbundenen Sprachproblemen eingeführt. Mir wurde bei der 
Anmeldung mitgeteilt, ich könnte in Brüssel klagen und käme damit 
auch durch. Sehr lustig... „ 

 

http://www.krankenschwester.de/
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Während sich die SVP bei jeder Gelegenheit als Hüterin der Autonomie 
aufspielt, ist sie in Wirklichkeit eine Totengräberin der Autonomie, denn 
wie kann es sein, dass der Landeshauptmann und die Landesräte für 
Gesundheit diese unglaubliche Autonomieverletzung offenbar seit Jahren 
tolerieren? 
 
Die Gleichstellung der deutschen mit der italienischen Sprache in Artikel 
99 ist eine der wichtigsten Bestimmungen des Autonomiestatuts, wenn 
nicht die wichtigste. Das Autonomiestatut ist ein Verfassungsgesetz und 
jedem einfachen Staatsgesetz übergeordnet. 
 
Die für das Gesundheitswesen Verantwortlichen erzählen uns Südtirolern 
seit Jahren, dass es notwendig sei, in den Krankenhäusern italienisches 
Personal ohne Deutschkenntnisse anzustellen und jetzt stellt sich heraus, 
dass deutschsprachiges Personal rechtswidrig ausgeschlossen wird. 
 
Wir Freiheitliche verurteilen diese rechtswidrige Ungleichbehandlung 
aufs Entschiedenste und fordern eine Gleichbehandlung von 
deutschsprachigen und italienischsprachigen Ausländern ohne 
Zweisprachigkeitsnachweis! 
 
Anlage: Anfragen 
 


